
” Aktenzeichen: I m N a m e n d e s V o 1 k'e s
13,331533Ä52

In Sachen

0 0 ° 0 o 0 ° ° 0 0 U 0 ?

Verkündet Klägers und‚Revisionsklägers9

am 16„ März 1962
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Beklagten und Revisionsbeklagtcn9

hat der 11° Senat des Bundessozialgerichts auf die münd—

liche Verhandlung vom 160 März 19629 an der mitgewirkt

haben

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzender,

Bundesrichterin Dro S c h w a r z "und

Bundesrichter S o n n e n b e r 3
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter W i r s c h i n g und

Bundessozialrichterh1F r o s c h
als ehrenamtliche Beisitzer‚

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Landessozialgerichts

Nordrhein—Westfalen vom 130 März 1959 wird zurück—
' gewiesen, soweit es sich um den Anspruch auf Versor—

" gung für die Zeit bis 51„ Mai 1960handelt„
Im übrigen wird die Sache an das Landessozialgoricht

zurückverwiesen°
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G r ü n d e_i

_I

Der Kläger wohnte nach der Vertreibung aus Ostpreußen zu—

' ‘näChst im Gebiet der sog° Deutschen Demokratischen Republik
und kam am 8° April 1953 im Noteufnehmeverfehren in des

Bundesgeb18ta Er beantragte am 29° April 1953 Verzergung

wegen Splitterverletzung des rechten Auges und erreiterte
im Mai_1953 seinen Antrag dahin, auch eine Verletzung des
linken Auges als Schädigungsfolge nach_dcm Bundeevcrsor-
gungsgesetz (BVG) anzuerkennen° Die Augensehädigung links
führte er auf eine Splitterverletzung im Jahr 1917, die

Augenschädigung rechts auf einen Unfall beim Geschützexer—
zieren im Jahre 1954 zurück; er bezog wegen dieser Leiden
nach einem BeSCheid der Sozialversicherungsanstalt Sachsen—

Anhalt (Rentenverwaltungsstelle Magdeburg) vom 3. April 1948
eine Invalidenrente° Des Versorgungsamt Soest lehnte den

Antrag durch Bescheid vom 19° November1955 ab, da die
Frist für die Anmeldung des Anspruchs nach @ 56 BVG ver—
Säumt.sei« Im Widerspruehsverfahren trug der Kläger vor,
er habe den An3prueh bereits nach devaeichsvcrsorgungs—

gesetz bzw„ nach dem 7ehrmaehtfürsorgg—< und —vcrcergungs—

gesetz angemeldet—undzuletzt im Rekursyerfahren vor dem
ehemaligen RGiCthersorgungsgerieht (RVG) geltend gemacht;
da das RVG seine Tätigkeit mit Kriegsbeginn eingestellt

‘ habe, 881 über den Anspruch nicht mehr entschieden werden.

Des Landesvers0rgungsamt (LVersorgA) Westfalen —Au£enstelle
Soest - Wies den Widerspruch durch Bescheid vom 25; Mai 1956

wegenFriStversäumnis zurück (55 56, 57‘Abs„ 2 BVG). Mit der»
“Klage begehrte der Kläger, Erblindung des linken Auges und
hochgradige Sehleistungssehwäche des rechten.Auges durch
Linsentrübung als Schädigungsfolge nach dem BVG anzuerken—
nen und ab 1» Juni 1953 Rente nach einer MdB um 100 v„H. vi

SOWi€PflegéZUlege für Blinde zu gewähren. Das Sozialgericht
(SG) Dortmund wies die Klage durch Urteil vom 8“ März 1957‘.
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ab, Das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein-Westfalen wies

die Berufung durch Urteil vom 15. März 1959 zurück: Der Klä—4

ger habe die Frist des 5 56 BVG nicht gewahrt. Auf die Aus—

nahmevorschrift des 5 57 Abs° 2 BVG, 2‚ Helbsatz könne der
Kläger sich nicht berufen; es könne dahingestellt bleiben,

ob der Kläger die Klage, wie das Bu■desversicherungsamt in

Berlin mitgeteilt habe, am 17° März 1939 während des Rekurs—

verfahrens Zurückgenommen habe oder ob über den Rekurs, wie

der Kläger behaupte, nach dem Inkrafttreten der Verordnung

über das Versorgungswesen vom2° September 1959 (BGBl I 1686)

nicht mehr entschieden werden sei; jedenfalls seien die Gesund—

heitsstörungen nicht als Folge einer Schädigung vor dem In—

krafttreten des BVG anerkannt worden. Da die Entscheidung der

Verweltungsbehörde nach 5 3 der Verordnung vom 2° September

1959 im Spruchverfahren nicht habe angefochten werden kön—

nen, sei zwar nach @ 85_Setz 2 BVG innerhalb eines Jahres
nach Inkrafttreten des BVG die erneute Anmeldung des Anspruchs

zulässig gewesen, Diese Frist sei eine Ausschlußfrist, der

Kläger habe sie nicht gewahrt, es komme nicht darauf an, ob

dies deshalb nicht geschehen sei, weil er erst nach Ablauf

der Frist in das Bundesgebiet gekommen sei, in 5 85 Satz 2
BVG sei auf % 57 Abs, 1 Nr° 5 BVG nicht verwiesen° Der Klä—

ger könne sich auch nicht mit Erfolg darauf berufen, daß die
Augenverletzungen bereits durch den Bescheid der Sozialver—

sicherungsanstelt Sachsen—Anhalt, Rentenverwa tungsstelle

Magdeburg, als Schädigungefolgén anerkannt seien, bei die—-

sem Bescheid handele es sich nicht um einen Bescheid "nach
bisherigen versorgungsrechtlichen Vorschriften" (5 85 Satz 1

BVG),Die Revision.ließ dasLSGzu, Das.Urteil wurdedemKlä—
ger am 26° Mai 1959 zugestellt°

Am 2, Juni 1959 legte der Kläger Revision ein° Er beantragte,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils und

der zugrunde liegenden Entscheidungen den Be—

klagten zu verurteilen, Erblindung des linken

Auges und hochgradige Sehleistungsschwäche des
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Ihre0hten Auges durch Linsentrübuhg als Schädi—.
guhgsfolge nach demBVGanzuerkennen und ab

1‚ Juni 1953Rentenacheiner MdBum100v.H„
"sowie Pflegezulage für Bln■e zu gewähren,

hilfäweise,
_ _ _ _unter Aufhebung des angefochtenen

Urteils
die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückzuverweisen„

Nach Verlängerung der Revisionsbegründungsfrist bis 26. Augus t-

1959 begründete der Kläger die Revision an diesem Tage. Das

LSG habe 5 85 Satz 2 BVG unrichtig angewandt; der Gesetz—
geber habe bei dieser Vorschrift offenbar nur an die Fälle

gedacht, in denen der die Versorgung Be5ehrende
sei nen Wohn—

sitz damals bereits im Bundesgebiet oder im Land Berlin ge—
habt habe, er habe nicht Personen, die rechtlich und tatsäch— ;

lich die Frist des 5 85 Satz 2 BVG gar nicht haben w°hren kön—d

nen, jede sachliche.Naohprüfung der AnspruChsvorauesetzungen

versagen wollen; es müsse genügen, daß der Kläger unmittelbar

nach seiner Aufnahme in das Bundesgebiet seinen Anspruch er—

neut angemeldet habe„ ‘
l

Der Beklagte beantragte, ’

die Revision zurückzuweisen°

II,

Die Revision ist zulässig (@@162 Abs° 1 Nr° 1, 164 SGG);

sie ist nicht begründet, soweit das Urteil des LSG den An—

*spruch auf Versorgung für die Zeit bis 31, Mai 1960 betrifft.

Der Kläger hat den Anspruch auf Versorgung auf Schädigungen
gestützt, die nach seiner Darstellung im Jahre 1917 (Splitter—

verletzung des linken Auges während eines Einsatzes im "Vater—

ländischen Hilfsdienst") und im Jahre 1934 (Augenschüdigung
rechts durch Unfall beim Geschützexer2ieren) eingetreten sind,;

also auf Schädigungen vor dem 1° September 1939° Das LSG hat
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die BeScheide, durch die der_Beklagte den Versorgungsanspruch

abgelehnt hat, für rechtmäßig gehalten9 weil der Kläger die

Fristen für die Anmeldung nicht gewahrt habe° Im Ergebnis

ist das Urteil des LSG richtig, soweit es
den Anspruch auf

Versorgung für die Zeit betrifft, für die auch die Frist—

vorschriften der 5% 56, 57_BVG, die mit dem Inkrafttreten

des Ersten Neuordnungsgesetzes zum BVG vom 27° Juni 1960'

' am 10 Juni 1960 weggefallén sind, gegolten haben“

Die Frist für die Anmeldung eines Anspruchs nach 5 56 BVG
hat der Kläger unstreitig nichtgewahrt„ Das LSG hat zu Recht

angenommen, daß der Kläger den Anspruch auch nicht auf

Grund der Ausnahmevorschrift des @57 BVG nach Ablauf dieser
Frist noch hat geltend machen können° Der Kläger ist zwar,

da er erst im April 1953 im Notaufnahmeverfahren in das

Bundesgebiet gekommen ist, bis zu diesem Zeitpunkt an der

Anmeldung Seiner Ansprüche nach dem BVG "durch Verhältnisse

verhindert werden, die außerhalb seines Willens lagen"

(@ 57 Abs° 1 Nr„ 3 BVG; die Voraussetzungen von @ 57 Abs° 1

Nr° 1 und Nr° 2 BVG liegen nicht vor)„ Auf 5 57 Abs„ 1 Nr° 3

BVG hat der Kläger sich mit Erfolg aber nur dann berufen

können, wenn die Gesundheitsstörungen auf einen vor dem

Inkrafttreten des BVG gestellten Antrag als Folge einer Schä—
digung anerkannt werden sind.oder mit_éiner anerkannten Ge-

sundheitsstörung in ursächlichem Zusammenhangstehen} denn
der Kläger stützt den Anspruch auf Schädigungen‚ die während

einer vor dem 10 September 1939 beendeten Dienstleistung ein—

getreten sind (9 57 Abs„ 2 BVG)° Die Gesundheitsstörungen

des Klägers sind jedoch nicht auf Grund eines vor dem In—

krafttreten des BVG gestellten Antrags als Schädigungsfolgen
anerkannt werden„ Zwar hat der Kläger vor dem Inkrafttreten.

des BVG einen Antrag auf Versorgung gestellt, dieser Antrag

ist aber von der VersorgungSVerwaltung damals abgelehnt werden;

dies ergibt sich daraus, daß es nach den Feststellungen des

LSG wegen des Anspruchs des Klägers zu einem Rekursverfahren
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vor dem RVG gekommen ist, Zu einer 9Anerkennung" der geltend
_gemachten Gesundheitsstörungen als Schädigungsfelgen hat dieses

Verfahren nicht geführt; das LSGhat zutreffend angenommen,
daß insoweit dahingestellt bleiben kann, ob der frühere
ablehnende Bescheid deshalb bindend geworden ist, weil der
Kläger die Klage am 17 März 1939 zurückgenommen habe oder

deshalb, weil der Rekurs nach % 3 Abs° 2 der Verordr ung über

das Versorgungswesen
vom 2 September 7939 als zurückg nommen

gegolt cn hat Entgegen der An31cht des LSG und des Klägers ist

es damit aber nicht mehr darauf angekommen, ob der Kläger die
_Frist in $ 85 Satz 2 BVG gewahrt hat und hat wahren können° “'

5 85 BVG regelt — in der alten und in der neuen Fassung — nur
die Fr age, inwieweit Entscheidungen, die nach isherigen ver-"

sorgungs rechtlichen Vorschriften über den ursächliehen Zusam-

menhang ein er Gesundheitsstörung mit einer Schädigung im Sinne
des BVG ergangen sind, für die Entscheidung über den Anspruch.

.aeh demBVGbindend sind; diese Vorschrift setzt voraus, daß
ein Anspruch nach dem BVG geltend gemacht werden darf, sie be—

sagt n;chts darüber, ob diese Voraus setzung vorliegt Wenn ein

Versorg ngs anspruch nach den 55 56, 57 BVG nicht mehr hat gel-
tend gemacht v.erden können, ist es undenkbar, daß eine Ent-

scheidung über den ursächl 'chen Zusammenhang "noch bisherigen

_versor euhgsreehtlichen Vorschrift en" für die Entscheidung über
_dcn Anspruch nach dem BVG eine Wirkung haben kann° Auch 5 85

Satz2 BVGhat nur in Zusammenhangmit 5 85 Satz1 BVGBcdcuf
tung gehabt. @ 85 Satz 2 BVG hat nur den Sonderfall geregelt,

daß durch eine Entscheidung nach früheren versorgungsreeht—

lichen V rsehriften der ursächliche Zusammenhang verneint
Aworden ist, in diesen Fällen ist die bir dende Wirkung dieser

Entscheidung, die nach 5 85 Satz 1 BVG notwendig auch zur Ab—
lehnung des Anspruchs auf Versorgung nach dem BVG geführt hätte,

ausnahmsweise — entgegen @85 Satz 1 BVG
— nicht für die

Entscheidung acer den Anspruch auf Versorgung nach dem BVG

."übernommen" werden, gg£ggg die frühere eblehnende Entscheidung.
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"auf Grund des @ 3 der Verordnung über das Versorgungs—

wesen „„° nicht angefochten werden konnte"„ In diesem Fall‘

hat der Anspruch innerhalb der Jahresfrist erneut angemeldet

und damit? wenn die Frist gewahrt werden ist, der ursächliehe

Zusammenhang erneut geprüft werden dürfen° @ 85 Satz 2 BVG

hat also nicht etwa, wie das LSG und der Kläger meinen‚ für

ällg von der Verordnung vom 2° September 1939 erfaßten'Ent—

scheidungen eine Erist zur erneuten Anmeldung eröffnet, die

Vorschrift bezieht sich nur auf die Fälle, für die nach den

55 569 57 BVG eine Anmeldung nach dem BVG überhaupt in Frage
gekommen ist; sie hat also nur Bedeutung'gehabt für die Fälle,

in denen es sich um Schädigungen aus der Zeit nach dem 1„Septem—

ber 1939 gehandelt hat‚ wenn "nach bisherigen versorgungsrecht—

lichen Vorschriften" in der früheren Entscheidung der ursäch—

liche Zusammenhang verneint werden ist und diese Entscheidung
auf Grund von 5 3 der Verordnung vom 2° September 1939 (oder

_
ä'4 der verordnung über das Wehrmachtsfürsorge— und —versorgungs—

'wesen vom 4; September 1939) nicht hat angefochten werden kön—

nenc In den Fällen, in denen es sich um Schädigungen aus der

Zeit vor dem 10 September 1939 gehandelt hat, ist die Anmel—

dung eines Anspruchs nach dem BVG nach 5 57 Abs° 2 BVG aus—
geschlossen gewesen, wenn die Schädigung nicht auf Grund eines

vor dem Inkrafttreten des BVG gestellten Antrags anerkannt

werden ist; damit hat 5 85 BVG für diese Fälle keine Bedeutung

mehr haben können‚ also auch nicht die FristvorsChrift in

@ 85 Satz 2 BVG„

Zu Recht hat das LSG noch geprüft, ob der Kläger den Anspruch

wegen der Gesundheitsstörungen aus der Zeit vor dem 10 Septem—

ber 1939 etwa deshalb nach @57 Abs„ 1 Nr„ 3, Abs„ 2 BVG,
2D Helbsatz im April 1953 hat anmelden dürfen, weil der Klä—

ger wegen dieser Schädigungen Rente von der Sozialversiche—
ruhgsanstält Sachsen—Anhalt bezogen habe; insoweit ist es er—

heblich gewesen, ob durch den Bescheid der Rentenverwaltungs—'

stelle Magdeburg—der Sozialversicherungsanstelt Sachsen—Anhalt

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


vom 3° April 1948 die Gesundheitsstörungen des Klägers als Bel—_?

gen des Vehrdienstes "anerkannt" werden sind und ob diese Ent— “

scheidung nach @ 85 Satz 1 BVG für die Entscheidung über den

Anspruch nach dem BVG bindend ist„ Es kann dahingestellt blei—

ben, ob @ 85 Satz 1 BVG Entscheidungen betrifft, die nach den
in der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands bestehenden Gé-4

setzen und Vorschriften ergangen sind, jedenfalls enthält der

Bescheid vom 35 April 1948 nicht eine Entscheidung über den
ursächlichen Zusammenhang der Sehechädigungén des Klägers mit

dem Wehrdienst° Durch diesen Bescheid ist Rente nach der Verf
ordnung über die Sozialversicherungspflieht vom 28° Januar 1947

("Arbeit und Sozialfürsorge" SO 92) bewilligt werden; er ist ‘

auf die Erfüllung der Wartezeit und die Erhaltung der Anvurt—
schaft für die Gewährung von Invalidenrente gestützt, also

jedenfalls nicht auf.versorgungerechtliehe Vorschriften; in
dem Bescheid ist auch nicht erwähnt9 daß die Sehstörungen auf

dem Wehrdienst beruhen° Das LSG hat auch zutreffend dargelegt,

daß der Bescheid_vom 3° April 1948 vor dem Inkrafttreten der

Verordnung über die Zahlung von Renten an@Kriegsilvalide und

Kriegshinterbliebene vom 21° Juli 1948 (ZVOB1 1948‚363) er—

gangen ist;-es kann deshalb auch dahingestellt bleiben, ob-
die Verordnung vom 21° Juli 1948 eine “bisherige versorgungs—

rechtliche Vorschrif;e im Sinne von 5 85 BVGdarstellt. Jeden—
falls hat der Kläger die Befugnis zur Anmeldung eines Anspruchs!

nach dem BVG nicht auf den Bescheid vom 3. April 1948 stützen

können° '

Für die zeit bis 31? Mai 1960 iSt die Revision sonach unbegrün—

det und zurückzuweisen (@ 170 Abs° 1 Satz 2 BVG)°

Die Revision ist jedbch begründet, soweit der Anspruch auf

'Versorgung für die Zeit
vom 1° Juni 1960 an streitig ist. Die

Fristvorschriften der 55 56, 5? BVG sind Während des Revisions—
verfahrens mit dem Inkrafttreten des E sten Neuordnungsgesctscs

am 1° Juni 1960 weggefallen; Ansprüche auf Ve-sorgung nach dem
(

..9-
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BVG können nunmehr ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt der Schä—

digung angemeldet werden. Wenn solche Ansprüche bisher über—

haupt noch nicht angemeldet werden sind oder wenn diese An-
sprüche wegen Fristversäumnis durch bindenden Bescheid oder'

rechtskräftiges Urteil abgelehnt werden sind, bedarf es
.

allerdings eines Antrags; insoweit handelt es sich um “neue“

Ansprüche, die sich aus diesem Gesetz (d.h° dem Ersten Neu-

ordnungsgesetz vom 27„ Juni 1960, BGBl I 453 ff) ergeben" und
über die — erstmals oder erneut — zunächst ein Bescheid der

Verwaltung zu ergehen hat° Wenn der Anspruch aber bereits an—
gemeldet

gewesen ist, die Verwaltung den Anspruch abgelehnt
_

hat und die Klage auf Aufhebung des ablehnenden Bescheids und

auf Verurteilung zur Gewährung von Rente im Zeitpunkt des

Inkrafttretens einer Gesetzesänderung noch rechtshängig ist,

ist bei einer Aufhebungsklage in Verbindung mit einer Verpflich-

tungsklage die Rechtmäßigkeit des angefochtenen Beseheids von

den Gerichten nach der Such— und Rechtslage zur Zeit der
gerichtlichen Entscheidung zu beurteilen; die Gerichte müssen,

wenn sich das materielle Recht nach dem Erleß des angefochte—

ren Bescheids geändert hat und die Verwaltung trotzdem an der

Ablehnung festhält, die Rechtmäßigkeit nach "neuem" Recht
prüfen (vgl„ Urteil des BSG vom 14° November 1961 — 11 RV
20/61)° Aueh die Revisiohsgerichte haben von dem im Zeitpunkt
ihrer Entscheidung geltenden materiellen Recht äuszugehen;

sie müssen Réchtsänderungen, die vorher wirksam geworden

sind9 berücksichtigen, wenn das streitige Rechtsverhälthis

von ihnen erfaßt wird (vgl. BGHZ 9, 101 ff; BVerwGE 4, 161 ff,

166; BSG2, 188 ff, 192; 5, 238 ff, 242; Rosenberg,Lehrbuch
des deutschen Zivilprozeßre0hts, 8° Aufl„, % 140 III 4 8.705
mit weiteren Hinweisen). Im vorliegenden Falle wird der An-

spruch des Klägers auf Versorgung von der Änderung der '

Rechtslage durch das Erste Neuordnungsgesctz vom 1. Juni 1960

an erfaßt; von diesem Zeitpunkt an ist der Anspruch, der
_ein Sonderrcchtsverhältnis zum Gegenstand hat, nicht mehrfd
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Von der Wahrung der AnmeldefriSten abhängig; der Anspruch ist
nicht ein "neuer” Anspruch im Sinne von'Art; IV 5'1 Abs; 2
des Ersten Neuordnungsgesetzes,'erwist„deshalb auch nicht von “

einem "neuen" Antrag abhängig; er'ist ein einheitlicher Anspruch;

er ändert sich nicht dadurch, daß infolge einer Gesetzesänderung.

eine von mehreren Anspruchsvoraussetzungen - hier die frist- J-_;

gemäßeAnmeldung- für‚die Zukunft Wegfällt Auchdas prozeß-Ä'“
rechtliche Begehren des Klägers ist kein "neues", es ist von
Anfang an darauf gerichtet gewesen, die ablehnenden Bescheide

der Vérsorgungsverwaltung
zu dem Zeitpunkt aufzuheben und den,

Beklagten von dem Zeitpunkt an zur Erteilung eine5'necchcids°
_über die Gewährungvon Rente zu verurteilen, in dem die Voraus—’

setzungen für die Ablehnung nicht mehr bestehen; die Aufrecht—
erhaltung des bereits gestellten Antrags ist darin eingeschlcs—

,
sen; solange über dieses Begehren noch nicht recht ck1äftig ent- "
schieden ist, ist auch das erst nach Erleß des angefochtcr cn
Urteils in Kraft getretene Recht

zu beruekeic htigen, es er—
greift den mit dem Antrag geltend gemachten Anspruch vom
10 Juni 1960 an' Von diesem Zeitpunkt an kommt es deshalb dar—

auf an, ob der Kläger zu dem nach dem Bundesversorgung sgcéctz
‘geschutzten Perser .cnkreis gehört und ob die Leiden, auf die er

seinen Anspruch stützt, ur sächlich mit einem ver sorgungsrecht—

lich_ geschützten iatbestand zusammenhängen° Hierüber hat das

LSGkeine Feststellungen get reifen} es hat nach dem im'Zcit—, ”
punkt seines Urteils maßgebenden Recht hierzu auch keinen An-

laß gehabt; der Senat darf aber die tatsächlichen
Feststellungen,

die jetzt erforderlich sind, nicht selbst treffen; die Sache

ist deshalb, soweit es sich um den inspruch auf Versorgung

für die Zeit vom 1 Juni 1960 an handelt, in entsprechender
:Anwendung des 5 170 Abs° 2 Satz 2 SGG an-äas LSG zurückzuver-"4

weisen, ‘ ' ' ’
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Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließenden

Urteil des LSG vorbehalten°
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